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Sachgebiet 64 


Antrag 

der Abgeordneten Nehm, Dr. Apel, Diller, Esters, Kühbacher, Purps, Sieler 
(Amberg), Frau Simonis, Dr. Struck, Waitemathe, Waither, Wieczorek (Duisburg), 
Würtz, Zander, Andres, Frau Buimahn, Daubertshäuser, Dreßier, Ewen, Dr. Gautier, 
Dr. Hauchier, Schmidt (Saizgitter), Seidenthai, Frau Ganseforth, Dr. Vogei 
und der Fraktion der SPD 


Privatisierung der Anteiie des Bundes an der Voikswagen AG 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag lehnt die Privatisierung von Anteilen 
des Bundes an der Volkswagen AG ab. 

2. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, die Privatisierung des 
Bundesanteils an der Volkswagen AG zu unterlassen. 

Bonn, den 6. November 1987 
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Begründung umseitig 
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Begründung 

1. Die Bundesregierung hat bisher nicht dargelegt, aus welchem 
Grunde „das wichtige Interesse des Bundes" nach § 65 Bun- 
deshaushaltsordnung an der Beteihgung der Volkswagen AG 
entfallen ist. Im übrigen sind rechtliche Grundsatzfragen im 
Hinblick auf die VW-Stiftung völhg ungeklärt, unter anderem 
die der VW-Stiftung zustehenden Erträge aus dem 160,9 Mio. 
DM betragenden Nennkapital. 

2. Ein „wichtiges Interesse des Bundes" an der Beteiligung des 
Volkswagenwerkes besteht aus folgenden Gründen weiter fort: 

— Angesichts des sich zimehmend verschärfeiiden Konkur- 
renzkampfes in der Weltautomobüindustrie mit der Folge 
zunehmender Auslagerung auf ausländische Produktions- 
stätten ist es unabdingbar, daß der Bund seinen Einfluß auf 
Standort- und Beschäftigungssicherung im Inland im Auf- 
sichtsrat geltend macht. 

— Die Standortentscheidungen in den 60er Jahren für die 
neuen Werke Kassel, Emden, Salzgitter erfolgten aus der 
Verantwortung des Bundes zur Stärkung strukturschwacher 
Regionen, insbesondere des Zonenrandgebietes. Die Auf- 
rechterhaltung des Konzernsitzes in Wolfsburg ist ebenfalls 
unter diesem Gesichtspunkt zu sehen. Die Standort- und 
Beschäftigungssicherung ist auch in Zukunft für die struk- 
turschwachen Regionen von herausragender Volks wirt- 
schafthcher Bedeutung. 

3. Eine Veräußerung der Anteüe an der Volkswagen AG nur zum 
Zwecke der kurzfristigen und einmaligen Finanzierung von 
Lücken im Bundeshaushalt kann nicht hingenommen werden 
zumal die finanziellen Verpflichtungen des Bundes gegenüber 
der Volkswagenstiftung bestehen bleiben und Jahr für Jahr auf 
Dauer zur Belastung im Bundeshaushalt führen. 
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